
Vergütung

45AuA · 1 / 19

Kurz gemeldet

Jahressteuergesetz 2018 
Am 8.11.2018 hat der Bundestag den Gesetzes-
entwurf zur Vermeidung von Umsatzsteueraus-
fällen beim Handel mit Waren im Internet und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
(vormals Jahressteuergesetz 2018) beschlossen. 
Nachfolgend sind die darin vorgesehenen wesent-
lichen Änderungen im Bereich der Lohnsteuer 
kurz zusammengefasst:
Bei der Überlassung eines Firmenwagens auch 
zur privaten Nutzung ist für jeden Kalendermonat 
1 % des inländischen Bruttolistenpreises zum 
Zeitpunkt der Erstzulassung zzgl. der Kosten für 
Sonderausstattung als geldwerter Vorteil zu ver-
steuern. Ein zusätzlicher Vorteil entsteht, wenn 
das Fahrzeug auch für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte oder Familien-
heimfahrten im Rahmen einer doppelten Haus-
haltsführung überlassen wird. Bisherige Erleich-
terungen für Fahrzeuge mit Elektromotor oder 
von Hybridfahrzeugen gelten nur noch für 
Anschaffungen, die vor dem 1.1.2019 und dann 
wieder im Zeitraum zwischen dem 31.12.2021 
und dem 1.1.2023 getätigt wurden bzw. wer-
den. Für Anschaffungen von solchen Fahrzeu-
gen nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 
wird nun neu gesetzlich festgelegt, dass für die 
Ermittlung der geldwerten Vorteile nur noch die 
Hälfte des inländischen Bruttolistenpreises anzu-
setzen ist. Diese Neuregelung gilt auch dann, 
wenn ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt 
wird. Für Hybridfahrzeuge ist eine elektrische 
Mindestreichweite von 40 Kilometern oder eine 
Höchstemission von 50 g CO2 pro Kilometer ver-
bindlich, damit die steuerliche Begünstigung 
angewendet werden kann. 
Die Reduzierung der Bemessungsgrundlage gilt 
für die Überlassung von E-Bikes, sofern es sich 
um Kraftfahrzeuge handelt (z. B. Elektrofahrräder, 
deren Motor mehr als 25 km/h unterstützt). 
Seit 1.1.2019 bleiben zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährte Arbeit
geberleistungen (Sachbezüge in Form der unent-
geltlichen oder verbilligten Zurverfügungstellung 
von Fahrausweisen und zweckgebundene 
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Erwerb von 
Fahrausweisen) zu den Aufwendungen der 
Arbeitnehmer für die Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel im Linienverkehr (ohne Luftverkehr) 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
wieder steuerfrei (Jobticket, § 3 Nr. 15 EStG). Die 
steuerfrei erstatteten Leistungen werden auf die 
Entfernungspauschale angerechnet. Daher wird 
voraussichtlich ein Ausweis auf der Lohnsteuer-
bescheinigung erforderlich.  

Voraussetzung für die Inanspruchnahme des 
Gesundheitsfreibetrags nach § 3 Nr. 34 EStG ist 
seit dem 1.1.2019 der Nachweis der Zertifizie-
rung der Maßnahme. Maßnahmen, die bis zu 
diesem Datum bereits ohne Zertifizierung lau-
fen, dürfen bis Ende 2019 so fortgeführt wer-
den. Für Maßnahmen, die in diesem Jahr begin-
nen sollen, muss das Zertifikat von Beginn an 
vorliegen.
Folgeänderungen zum Betriebsrentenstärkungs-
gesetz: 
•	Wegfall der Verzichtserklärung bei Anwen-

dung der Pauschalbesteuerung. Damit ent-
fallen auch die entsprechenden Aufzeich-
nungspflichten im Lohnkonto.

•	 Sicherstellung, dass bestimmte Übertragun-
gen von bAV-Anwartschaften keine schäd
liche Verwendung sind. Diese Änderung tritt 
rückwirkend zum 1.1.2018 in Kraft. Damit 
werden Nachteile für Arbeitnehmer vermie-
den, bei denen bereits im Jahr 2018 entspre-
chende Übertragungen von Anwartschaften 
aus betrieblicher Altersversorgung in den 
Durchführungswegen Pensionsfonds, Pen
sionskasse und Direktversicherung auf einen 
anderen Träger (steuerfrei) erfolgt sind. 

(S. P.)

Betriebsveranstaltungen

Bei Betriebsveranstaltungen stellt sich immer 
wieder die Frage, wie viele Personen an der Ver-
anstaltung teilgenommen haben bzw. als teil
genommen anzusehen sind. Dies hat Bedeutung 
für die Zurechnung der lohnsteuerlichen Vorteile, 
soweit die Kosten den Arbeitnehmern zugerech-
net werden (z. B. Speisen, Getränke, Eintritts
karten etc.). 
Das FG Köln (Urt. v. 27.6.2018 – 3 K 870/17, Rev. 
eingelegt, Az. BFH VI R 31/18) hat nun entschie-
den, dass für die Ermittlung des Umfangs der 
lohnsteuerpflichtigen Zuwendungen, die Arbeit-
nehmern im Rahmen einer Betriebsveranstaltung 
zugewendet werden, auf die Zahl der angemel-
deten Teilnehmer abzustellen ist. Die Zahl der 
tatsächlich an der Veranstaltung teilnehmenden 
Personen ist nicht maßgebend. Absagen bzw. 
unentschuldigtes Nichterscheinen einzelner 
Beschäftigter kann nicht zulasten der teilneh-
menden Kollegen gehen, da der tatsächlich anwe-
sende Mitarbeiter nicht durch die auf die nicht 
teilnehmenden Arbeitnehmer entfallenden Kos-
ten bereichert ist. Für diese Auslegung spreche 
insbesondere, dass für die Bewertung der Zuwen-
dungen nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG nicht 

nur die auf den einzelnen Arbeitnehmer indi
viduell zurechenbaren Kosten abgestellt wird, 
sondern die abstrakten Kosten des äußeren 
Rahmens der Betriebsveranstaltungen zu berück-
sichtigen sind. 
Die Entscheidung des FG Köln ist entgegen der 
Auffassung der Finanzverwaltung (BMF-Schrei-
ben vom 14.10.2015 – IV C 5–S2332/15/10001) 
ergangen.

(R. K.)

Nutzungsmöglichkeit  
eines Fitnessstudios
In einem durch das FG Niedersachsen mit Urteil 
vom 13.3.2018 entschiedenen Fall (14 K 204/16, 
Rev. eingelegt, Az. BFH VI R 14/18) hatte ein Fit-
nessstudiobetreiber seinen Arbeitnehmern die 
Möglichkeit eingeräumt, gegen einen vergüns-
tigten Mitgliedsbeitrag in einem Fitnessstudio 
zu trainieren. 
Grundsätzlich liegt darin ein geldwerter Vorteil 
in Form eines Sachbezugs. Die zu entscheidende 
Frage war allerdings, wann dieser geldwerte Vor-
teil den teilnehmenden Beschäftigten zufließt. 
Nach Ansicht des FG Niedersachsen ist das 
monatlich der Fall, sofern die Arbeitnehmer über 
die Dauer eines Monats hinaus keinen unent-
ziehbaren Anspruch zur Nutzung des Studios 
haben. Auf die Dauer der vom Arbeitnehmer 
gegenüber dem Arbeitgeber eingegangen Ver-
tragsbindung zur Trainingsmöglichkeit komme 
es für die Beurteilung des Zuflusses an den 
Beschäftigten nicht an. Da im Streitfall durch 
diese Einstufung die Freigrenze von 44 Euro 
monatlich nach § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG nicht 
überschritten wurde, fiel keine Lohnsteuer an. 
Auch dieses Urteil steht im Widerspruch zur Ver-
waltungsauffassung: Danach fließt dem Arbeit-
nehmer der geldwerte Vorteil im Zeitpunkt  
der Überlassung des Mitgliedsausweises über 
den gesamten Zeitraum zu. Die Freigrenze von 
44 Euro ist deshalb im Monat der Aushändigung 
des Mitgliedsausweises überschritten, sodass 
damit ein steuerpflichtiger Sachbezug vorliegt.

(R. K.)
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